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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Unternehmensgesetzbuchs 

§ 189a. Für das Dritte Buch gelten folgende Begriffsbestimmungen: § 189a. Für das Dritte Buch gelten folgende Begriffsbestimmungen: 
 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
 4. beizulegender Zeitwert: der Börsenkurs oder Marktwert; im Fall von 

Finanzinstrumenten, deren Marktwert sich als Ganzes nicht ohne weiteres 
ermitteln lässt, der aus den Marktwerten der einzelnen Bestandteile des 
Finanzinstruments oder dem Marktwert für ein gleichartiges 
Finanzinstrument abgeleitete Wert; falls sich ein verlässlicher Markt nicht 
ohne weiteres ermitteln lässt, der mit Hilfe allgemein anerkannter 
Bewertungsmodelle und -methoden bestimmte Wert, sofern diese Modelle 
und Methoden eine angemessene Annäherung an den Marktwert 
gewährleisten; 

 4. beizulegender Zeitwert: der Börsenkurs oder Marktpreis; im Fall von 
Finanzinstrumenten, deren Marktpreis sich als Ganzes nicht ohne weiteres 
ermitteln lässt, der aus den Marktpreisen der einzelnen Bestandteile des 
Finanzinstruments oder dem Marktpreis für ein gleichartiges 
Finanzinstrument abgeleitete Wert; falls sich bei Finanzinstrumenten ein 
verlässlicher Markt nicht ohne weiteres ermitteln lässt, der mit Hilfe 
allgemein anerkannter Bewertungsmodelle und -methoden bestimmte 
Wert, sofern diese Modelle und Methoden eine angemessene Annäherung 
an den Marktpreis gewährleisten; 

 5. bis 12. …  5. bis 12. … 
Wirtschaftlicher Gehalt, Wesentlichkeit Wirtschaftlicher Gehalt 

§ 196a. (1) Die Posten des Jahresabschlusses sind unter Berücksichtigung des 
wirtschaftlichen Gehalts der betreffenden Geschäftsvorfälle oder der betreffenden 
Vereinbarungen zu bilanzieren und darzustellen. 

§ 196a. Die Posten des Jahresabschlusses sind unter Berücksichtigung des 
wirtschaftlichen Gehalts der betreffenden Geschäftsvorfälle oder der betreffenden 
Vereinbarungen zu bilanzieren und darzustellen. 

(2) Die Anforderungen an den Jahresabschluss in Bezug auf Darstellung und 
Offenlegung müssen nicht erfüllt werden, wenn die Wirkung ihrer Einhaltung 
unwesentlich ist. 

 

§ 204. (1) und (1a)… § 204. (1) und (1a)… 
(2) Gegenstände des Anlagevermögens sind bei voraussichtlich dauernder 

Wertminderung ohne Rücksicht darauf, ob ihre Nutzung zeitlich begrenzt ist, 
außerplanmäßig auf den niedrigeren am Abschlussstichtag beizulegenden Wert 
abzuschreiben; bei Finanzanlagen, die keine Beteiligungen sind, erfolgt die 
Abschreibung auf den niedrigeren beizulegenden Zeitwert. Bei Finanzanlagen 
dürfen solche Abschreibungen auch vorgenommen werden, wenn die 
Wertminderung voraussichtlich nicht von Dauer ist. 

(2) Gegenstände des Anlagevermögens sind bei voraussichtlich dauernder 
Wertminderung ohne Rücksicht darauf, ob ihre Nutzung zeitlich begrenzt ist, 
außerplanmäßig auf den niedrigeren am Abschlussstichtag beizulegenden Wert 
abzuschreiben. Bei Finanzanlagen dürfen solche Abschreibungen auch 
vorgenommen werden, wenn die Wertminderung voraussichtlich nicht von Dauer 
ist. 
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§ 207. Bei Gegenständen des Umlaufvermögens sind Abschreibungen 

vorzunehmen, um sie mit dem niedrigeren Zeitwert anzusetzen, der ihnen am 
Abschlussstichtag beizulegen ist. Ist der beizulegende Zeitwert nicht festzustellen 
und übersteigen die Anschaffungs- oder Herstellungskosten den beizulegenden 
Wert, so ist der Vermögensgegenstand auf diesen Wert abzuschreiben. 

§ 207. Bei Gegenständen des Umlaufvermögens sind Abschreibungen 
vorzunehmen, um sie mit dem Wert anzusetzen, der sich aus dem niedrigeren 
Börsenkurs oder Marktpreis am Abschlussstichtag ergibt. Ist ein Börsenkurs oder 
Marktpreis nicht festzustellen und übersteigen die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten den beizulegenden Wert, so ist der Vermögensgegenstand auf 
diesen Wert abzuschreiben. 

§ 211. (1) Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erfüllungsbetrag, 
Rentenverpflichtungen zum Barwert der zukünftigen Auszahlungen anzusetzen. 
Rückstellungen sind mit dem Erfüllungsbetrag anzusetzen, der bestmöglich zu 
schätzen ist. Rückstellungen für Abfertigungsverpflichtungen, Pensionen, 
Jubiläumsgeldzusagen oder vergleichbare langfristig fällige Verpflichtungen sind 
mit dem sich nach versicherungsmathematischen Grundsätzen ergebenden Betrag 
anzusetzen.  

§ 211. (1) Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erfüllungsbetrag, 
Rentenverpflichtungen zum Barwert der zukünftigen Auszahlungen anzusetzen. 
Rückstellungen sind mit dem Erfüllungsbetrag anzusetzen, der bestmöglich zu 
schätzen ist. Rückstellungen für Pensionen oder vergleichbare langfristig fällige 
Verpflichtungen sind mit dem sich nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen ergebenden Betrag anzusetzen. Für Rückstellungen für 
Abfertigungsverpflichtungen, Jubiläumsgeldzusagen oder vergleichbare 
langfristig fällige Verpflichtungen kann der Betrag auch durch eine 
finanzmathematische Berechnung ermittelt werden, sofern dagegen im Einzelfall 
keine erheblichen Bedenken bestehen. 

(2) … (2) … 
§ 245a. (1) Ein Mutterunternehmen, das nach Art. 4 der Verordnung (EG) 

Nr. 1606/2002 betreffend die Anwendung internationaler 
Rechnungslegungsstandards dazu verpflichtet ist, den Konzernabschluss nach den 
internationalen Rechnungslegungsstandards aufzustellen, die nach Art. 3 der 
Verordnung übernommen wurden, hat dabei § 193 Abs. 4 zweiter Halbsatz und 
§ 194 sowie von den Vorschriften des zweiten bis neunten Titels § 247 Abs. 3, 
§ 265 Abs. 2 bis 4, § 267 und § 267a anzuwenden; der Konzernanhang ist 
außerdem um die Angaben nach § 237 Abs. 1 Z 6 in Verbindung mit § 266 Z 4, 
§ 237 Abs. 1 Z 3 und § 239 Abs. 1 Z 4 in Verbindung mit § 266 Z 2 sowie § 238 
Abs. 1 Z 10 und Z 18 zu ergänzen. 

§ 245a. (1) Ein Mutterunternehmen, das nach Art. 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 1606/2002 betreffend die Anwendung internationaler 
Rechnungslegungsstandards dazu verpflichtet ist, den Konzernabschluss nach den 
internationalen Rechnungslegungsstandards aufzustellen, die nach Art. 3 der 
Verordnung übernommen wurden, hat dabei § 193 Abs. 4 zweiter Halbsatz und 
§ 194 sowie von den Vorschriften des zweiten bis neunten Titels § 247 Abs. 3, 
§ 265 Abs. 2 bis 4, § 267, § 267a und § 267b anzuwenden; der Konzernanhang ist 
außerdem um die Angaben nach § 237 Abs. 1 Z 6 in Verbindung mit § 266 Z 4, 
§ 237 Abs. 1 Z 3 und § 239 Abs. 1 Z 4 in Verbindung mit § 266 Z 2 sowie § 238 
Abs. 1 Z 10 und Z 18 zu ergänzen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
§ 278. (1) Auf kleine Gesellschaften mit beschränkter Haftung (§ 221 Abs. 1) 

ist § 277 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die gesetzlichen Vertreter nur die 
Bilanz und den Anhang, bei Kleinstkapitalgesellschaften nur die Bilanz, 
einzureichen haben. Die offenzulegende Bilanz braucht nur die in § 224 Abs. 2 und 
3 mit Buchstaben und römischen Zahlen versehenen Posten zu enthalten, wobei 
beim Posten nach § 224 Abs. 2 B II alle zusammengefassten Forderungen mit einer 

§ 278. (1) Auf kleine Gesellschaften mit beschränkter Haftung (§ 221 Abs. 1) 
ist § 277 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die gesetzlichen Vertreter nur die 
Bilanz und den Anhang, bei Kleinstkapitalgesellschaften nur die Bilanz ohne die 
Angaben nach § 242 Abs. 1 erster Satz, einzureichen haben. Die offenzulegende 
Bilanz braucht nur die in § 224 Abs. 2 und 3 mit Buchstaben und römischen Zahlen 
versehenen Posten zu enthalten, wobei beim Posten nach § 224 Abs. 2 B II alle 
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Restlaufzeit von mehr als einem Jahr und beim Posten nach § 224 Abs. 3 C alle 
zusammengefassten Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als einem 
Jahr gesondert anzugeben sind; die Angaben nach § 229 Abs. 1 erster bis dritter 
Satz sind zu machen. Ist die Gesellschaft gemäß § 268 Abs. 1 prüfungspflichtig, so 
ist auch der Bestätigungsvermerk einzureichen. 

zusammengefassten Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 
und beim Posten nach § 224 Abs. 3 C alle zusammengefassten Verbindlichkeiten 
mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr gesondert anzugeben sind; die 
Angaben nach § 229 Abs. 1 erster bis dritter Satz sind zu machen. Ist die 
Gesellschaft gemäß § 268 Abs. 1 prüfungspflichtig, so ist auch der 
Bestätigungsvermerk einzureichen. 

(2) … (2) … 
§ 906. (1) bis (48) … § 906. (1) bis (48) … 

 (49) § 196a samt Überschrift, § 211 Abs. 1 und § 278 Abs. 1 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2019 treten mit 1. Juli 2019 in Kraft. Sie 
sind erstmalig auf Unterlagen der Rechnungslegung für Geschäftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2018 beginnen. 

Artikel 2 
Änderung des Alternative Investmentfonds Manager-Gesetzes 

§ 1. (1) bis (4) … § 1. (1) bis (4) … 
(5) Unbeschadet der Anwendung der §§ 24 bis 28, 56 und 60 gilt dieses 

Bundesgesetz nicht für AIFM, die entweder direkt oder indirekt über eine 
Gesellschaft, mit der der AIFM über eine gemeinsame Geschäftsführung, ein 
gemeinsames Kontrollverhältnis oder durch eine wesentliche direkte oder indirekte 
Beteiligung verbunden ist, die Portfolios von AIF verwalten, deren verwaltete 
Vermögenswerte — einschließlich der durch Einsatz einer Hebelfinanzierung 
erworbenen Vermögenswerte — insgesamt nicht über einen Schwellenwert von 
100 Mio. EUR hinausgehen, oder deren verwaltete Vermögenswerte insgesamt 
nicht über einen Schwellenwert von 500 Mio. EUR hinausgehen, wenn die 
Portfolios dieser AIF aus AIF bestehen, die keine Hebelfinanzierung verwenden 
und die für einen Zeitraum von fünf Jahren nach der Tätigung der ersten Anlage in 
jeden dieser AIF keine Rücknahmerechte ausüben dürfen. Allerdings hat ein 
solcher AIFM 

(5) Unbeschadet der Anwendung der §§ 24 bis 28, 56 und 60 gilt dieses 
Bundesgesetz nicht für AIFM, die entweder direkt oder indirekt über eine 
Gesellschaft, mit der der AIFM über eine gemeinsame Geschäftsführung, ein 
gemeinsames Kontrollverhältnis oder durch eine wesentliche direkte oder indirekte 
Beteiligung verbunden ist, die Portfolios von AIF verwalten, deren verwaltete 
Vermögenswerte – einschließlich der durch Einsatz einer Hebelfinanzierung 
erworbenen Vermögenswerte – insgesamt nicht über einen Schwellenwert von 100 
Millionen Euro hinausgehen, oder deren verwaltete Vermögenswerte insgesamt 
nicht über einen Schwellenwert von 500 Millionen Euro hinausgehen, wenn die 
Portfolios dieser AIF aus AIF bestehen, die keine Hebelfinanzierung verwenden 
und die für einen Zeitraum von fünf Jahren nach der Tätigung der ersten Anlage in 
jeden dieser AIF keine Rücknahmerechte ausüben dürfen. Allerdings hat ein 
solcher AIFM 

 1. sich bei der FMA registrieren zu lassen;  1. sich bei der FMA registrieren zu lassen; 
 2. sich und die von ihm verwalteten AIF zum Zeitpunkt ihrer Registrierung 

gegenüber der FMA auszuweisen; 
 2. sich und die von ihm verwalteten AIF zum Zeitpunkt ihrer Registrierung 

gegenüber der FMA auszuweisen; 
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 3. der FMA zum Zeitpunkt ihrer Registrierung Informationen zu den 

Anlagestrategien der von ihm verwalteten AIF vorzulegen; 
 3. der FMA zum Zeitpunkt ihrer Registrierung Informationen zu den 

Anlagestrategien der von ihm verwalteten AIF vorzulegen; 
 4. der FMA jährlich und zusätzlich auf Verlangen die wichtigsten 

Instrumente, mit denen er handelt, und über die größten Risiken und 
Konzentration der von ihm verwalteten AIF unterrichten, um der FMA 
eine effektive Überwachung der Systemrisiken zu ermöglichen; 

 4. der FMA jährlich und zusätzlich auf Verlangen die wichtigsten 
Instrumente, mit denen er handelt, und über die größten Risiken und 
Konzentration der von ihm verwalteten AIF unterrichten, um der FMA 
eine effektive Überwachung der Systemrisiken zu ermöglichen; 

 5. der FMA jede Auflage eines AIF und jeden Beginn der Abwicklung eines 
AIF unverzüglich anzuzeigen; 

 5. der FMA jede Auflage eines AIF und jeden Beginn der Abwicklung eines 
AIF unverzüglich anzuzeigen; 

 5a. der FMA unverzüglich jede Änderung in der Person der Geschäftsleiter 
sowie jede Verlegung des Sitzes des AIFM anzuzeigen, wobei AIFM, die 
einen oder mehrere qualifizierte Risikokapitalfonds oder qualifizierte 
Fonds für soziales Unternehmertum verwalten, der FMA gemeinsam mit 
der Anzeige über die Änderung in der Person des Geschäftsleiters die 
Angaben gemäß § 5 Abs. 2 Z 1 zu übermitteln haben; 

 5a. der FMA unverzüglich jede Änderung in der Person der Geschäftsleiter 
sowie jede Verlegung des Sitzes des AIFM anzuzeigen, wobei AIFM, die 
einen oder mehrere qualifizierte Risikokapitalfonds oder qualifizierte 
Fonds für soziales Unternehmertum verwalten, der FMA gemeinsam mit 
der Anzeige über die Änderung in der Person des Geschäftsleiters die 
Angaben gemäß § 5 Abs. 2 Z 1 zu übermitteln haben; 

 6. zu erklären, Anteile des AIF nicht an Privatkunden im Sinne des § 48 zu 
vertreiben und 

 6. zu erklären, Anteile des AIF nicht an Privatkunden gemäß § 2 Abs. 1 Z 36 
zu vertreiben und 

 7. der FMA unverzüglich mitzuteilen, wenn er die in diesem Abs. genannten 
Voraussetzungen nicht mehr einhalten kann. 

 7. der FMA unverzüglich mitzuteilen, wenn er die in diesem Absatz 
genannten Voraussetzungen nicht mehr einhalten kann. 

Übersteigen die Vermögenswerte der Portfolios der verwalteten AIF eines gemäß 
dieses Abs. registrierten AIFM zu einem späteren Zeitpunkt eine der genannten 
Schwellen, hat der AIFM die gemäß diesem Bundesgesetz erforderliche 
Konzession gemäß § 4 binnen 30 Kalendertagen zu beantragen. Unbeschadet der 
Schwellenwerte kann ein AIFM beschließen, eine Konzession gemäß § 4 zu 
beantragen. Diesfalls findet mit Erteilung der Konzession dieses Bundesgesetz in 
seiner Gesamtheit Anwendung. Sind von einem AIFM verwaltete AIF für den 
Vertrieb an Privatkunden bestimmt, ist unter Vorbehalt der Erteilung der 
Konzession gemäß § 4 dieses Bundesgesetz jedenfalls in seiner Gesamtheit 
anzuwenden. 

Übersteigen die Vermögenswerte der Portfolios der verwalteten AIF eines gemäß 
diesem Absatz registrierten AIFM zu einem späteren Zeitpunkt eine der genannten 
Schwellen, hat der AIFM die gemäß diesem Bundesgesetz erforderliche 
Konzession gemäß § 4 binnen 30 Kalendertagen zu beantragen. Unbeschadet der 
Schwellenwerte kann ein AIFM beschließen, eine Konzession gemäß § 4 zu 
beantragen. Diesfalls findet mit Erteilung der Konzession dieses Bundesgesetz in 
seiner Gesamtheit Anwendung. Sind von einem AIFM verwaltete AIF für den 
Vertrieb an Privatkunden gemäß § 2 Abs. 1 Z 36 bestimmt, ist unter Vorbehalt der 
Erteilung der Konzession gemäß § 4 dieses Bundesgesetz jedenfalls in seiner 
Gesamtheit anzuwenden. 

§ 67. (1) bis (8) … § 67. (1) bis (8) … 
(9) § 48 Abs. 7, 8a und 8c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 106/2017 ist auf AIF anzuwenden, die nach dem ersten Tag des zweitfolgenden 
Monats nach der Nichtuntersagung durch die Europäische Kommission neu 
aufgelegt werden. 

(9) § 48 Abs. 7, 8a und 8c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 106/2017 ist auf AIF anzuwenden, die nach dem der Kundmachung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2019 folgenden Tag neu aufgelegt werden. 

§ 74. (1) bis (8) … § 74. (1) bis (8) … 
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(9) § 1 Abs. 5, § 2 Abs. 1 Z 42, § 48 Abs. 1 Z 6 und 7, Abs. 1a, Abs. 5 Z 7 bis 

9, Abs. 7 Z 11 bis 13, Abs. 8a Z 1, 2, 7 bis 10, Abs. 8c Z 11 bis 14, Abs. 8e, Abs. 8f 
und 12, § 49 Abs. 1 Z 3 lit. d, § 58 und § 67 Abs. 9 jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2017 treten am ersten Tag des zweitfolgenden 
Monats nach der Nichtuntersagung durch die Europäische Kommission in Kraft. 
Der Bundesminister für Finanzen hat diesen Zeitpunkt im Bundesgesetzblatt 
kundzumachen. 

(9) § 1 Abs. 5 und § 67 Abs. 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 106/2017 treten nicht in Kraft. § 2 Abs. 1 Z 42, § 48 Abs. 5 Z 7 bis 9, Abs. 7 
Z 11 bis 13, Abs. 8a Z 1, 2, 7 bis 10, Abs. 8c Z 11 bis 14 und Abs. 12 in der Fassung 
des genannten Bundesgesetzes treten mit dem der Kundmachung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2019 folgenden Tag in Kraft. § 48 Abs. 1 Z 6 
und 7, Abs. 1a, 8e und 8f, § 49 Abs. 1 Z 3 lit. d und § 58 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2017 treten am ersten Tag des zweitfolgenden 
Monats nach der Nichtuntersagung durch die Europäische Kommission in Kraft; 
der Bundesminister für Finanzen hat diesen Zeitpunkt im Bundesgesetzblatt 
kundzumachen. 

(10) … (10) … 
 (11) § 1 Abs. 5 und § 67 Abs. 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XXX/2019 treten mit dem der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes 
folgenden Tag in Kraft. 

Artikel 3 
Änderung des Bankwesengesetzes 

Preisaushang Preisangaben 
§ 35. (1) Kreditinstitute haben im Kassensaal auszuhängen: § 35. (1) Kreditinstitute haben in den für Verbraucher zugänglichen 

Geschäftsräumen oder in elektronischer Form auf der Website zugänglich zu 
machen: 

 1. Angaben über  1. Angaben über 
 a) die Verzinsung von Spareinlagen,  a) die Verzinsung von Spareinlagen, 
 b) die Entgelte, die allenfalls für Dienstleistungen im Zusammenhang mit 

Spareinlagen und für sonstige Dienstleistungen im Privatkundenbereich 
verlangt werden, 

 b) die Entgelte, die allenfalls für Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
Spareinlagen und für sonstige Dienstleistungen im Privatkundenbereich 
verlangt werden, 

 2. die Allgemeinen Geschäftsbedingungen;  2. die Allgemeinen Geschäftsbedingungen; 
 3. die Angaben über die Einlagensicherung gemäß § 38 Abs. 2 ESAEG und 

die Anlegerentschädigung gemäß § 52 ESAEG. 
 3. die Angaben über die Einlagensicherung gemäß § 38 Abs. 2 ESAEG und 

die Anlegerentschädigung gemäß § 52 ESAEG. 
(3) Kreditinstitute, die das Wechselstubengeschäft betreiben, haben die Preise 

für die diesbezüglichen typischen Leistungen so auszuzeichnen, dass sie sowohl 
innerhalb als auch von außerhalb der Betriebsstätte deutlich lesbar sind. 
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§ 98. (1) bis (2) … § 98. (1) bis (2) … 
(3) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Kreditinstituts (3) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) eines Kreditinstituts 
  

 1. bis 9. …  1. bis 9. … 
 10. die in § 35 Abs. 1 und § 103 Z 32 geforderten Angaben im Kassensaal 

nicht aushängt oder die Information der Einleger unterläßt; 
 10. die in § 35 Abs. 1 geforderten Angaben nicht in den für Verbraucher 

zugänglichen Geschäftsräumen oder in elektronischer Form auf der 
Website zugänglich macht; 

 11a. und 12. …  11a. und 12. … 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der FMA mit Geldstrafe bis zu 
10 000 Euro zu bestrafen. 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der FMA mit Geldstrafe bis zu 
10 000 Euro zu bestrafen. 

(4) bis (5a) … (4) bis (5a) … 
(5b) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) einer Zweigstelle eines 

Kreditinstituts gemäß § 9 Abs. 1 
(5b) Wer als Verantwortlicher (§ 9 VStG) einer Zweigstelle eines 

Kreditinstituts gemäß § 9 Abs. 1 
 1. bis 6. …  1. bis 6. … 
 7. die in § 35 Abs. 1 und § 103 Z 32 geforderten Angaben im Kassensaal 

nicht aushängt oder die Information der Einleger unterlässt; 
 7. die in § 35 Abs. 1 und § 103 Z 32 geforderten Angaben nicht in den für 

Verbraucher zugänglichen Geschäftsräumen oder in elektronischer Form 
auf der Website zugänglich macht, nicht im Kassensaal aushängt oder die 
Information der Einleger unterlässt; 

 8. bis 12. …  8. bis 12. … 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der FMA hinsichtlich der Z 1, 2, 
11 und 12 mit Geldstrafe bis zu 60 000 Euro, hinsichtlich der Z 3 bis 9 mit 
Geldstrafe bis zu 10 000 Euro und hinsichtlich der Z 10 mit Geldstrafe bis zu 
5 Millionen Euro oder bis zu dem Zweifachen des aus dem Verstoß gezogenen 
Nutzens, soweit sich dieser beziffern lässt, zu bestrafen. 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der FMA hinsichtlich der Z 1, 2, 
11 und 12 mit Geldstrafe bis zu 60 000 Euro, hinsichtlich der Z 3 bis 9 mit 
Geldstrafe bis zu 10 000 Euro und hinsichtlich der Z 10 mit Geldstrafe bis zu 
5 Millionen Euro oder bis zu dem Zweifachen des aus dem Verstoß gezogenen 
Nutzens, soweit sich dieser beziffern lässt, zu bestrafen. 

(5c) und (6) … (5c) und (6) … 
§ 107. (1) bis (101) … § 107. (1) bis (101) … 

 (102) Das Inhaltsverzeichnis, die Überschrift vor § 35, § 35 Abs. 1 sowie § 98 
Abs. 3 Z 10 und Abs. 5b Z 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/2019 treten mit 1. Juli 2019 in Kraft. § 35 Abs. 3 tritt mit Ablauf des 
30. Juni 2019 außer Kraft. 
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Artikel 4 
Änderung des Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes 

§ 38. (1) … § 38. (1) … 
(2) Mitgliedsinstitute haben das anlagesuchende Publikum durch Aushang im 

Kassensaal und auf ihrer Homepage über die Zugehörigkeit zu einem 
Einlagensicherungssystem und die für die Sicherung der Einlagen geltenden 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes zu informieren. Wenn das Mitgliedsinstitut 
Einlagen über Zweigstellen in Mitgliedstaaten entgegennimmt, hat die Information 
auch in der oder den Amtssprachen des Mitgliedstaats, in dem die Zweigstelle 
errichtet wurde, zu erfolgen. 

(2) Mitgliedsinstitute haben das anlagesuchende Publikum durch 
Zugänglichmachung in den für Verbraucher zugänglichen Geschäftsräumen oder 
auf ihrer Homepage über die Zugehörigkeit zu einem Einlagensicherungssystem 
und die für die Sicherung der Einlagen geltenden Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes zu informieren. Wenn das Mitgliedsinstitut Einlagen über 
Zweigstellen in Mitgliedstaaten entgegennimmt, hat die Information auch in der 
oder den Amtssprachen des Mitgliedstaats, in dem die Zweigstelle errichtet wurde, 
zu erfolgen. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
§ 52. Kreditinstitute, Kreditinstitute gemäß § 48 Abs. 2, die in Österreich 

sicherungspflichtige Wertpapierdienstleistungen durchführen, und 
Wertpapierfirmen gemäß § 48 Abs. 3 haben das anlagesuchende Publikum durch 
Aushang im Kassensaal und auf ihrer Homepage über die für die 
Anlegerentschädigung geltenden Vorschriften dieses Bundesgesetzes sowie 
gegebenenfalls über die Vorschriften des Herkunftsmitgliedstaates oder des 
Drittlandes, falls die von einer Zweigstelle eines ausländischen Kreditinstitutes 
oder einer ausländischen Wertpapierfirma durchgeführten 
Wertpapierdienstleistungen nach den Vorschriften dieses Drittlandes einem 
Entschädigungssystem unterliegen, zu informieren. Jedem Anleger ist bei 
Anknüpfung einer Geschäftsverbindung über sicherungspflichtige 
Wertpapierdienstleistungen, spätestens bei Vertragsabschluss, eine Information in 
deutscher Sprache schriftlich und kostenlos auszuhändigen, die in leicht 
verständlicher Form Angaben über das Entschädigungssystem, dem das 
Kreditinstitut oder die Wertpapierfirma angehört, sowie über Höhe und Umfang 
der Deckung enthält. Auf Wunsch des Anlegers sind ihm detaillierte schriftliche 
Informationen über die Anlegerentschädigung kostenlos auszuhändigen. Die 
Verpflichtung zur Aushändigung der vorgenannten Informationen an Anleger gilt 
auch für Kreditinstitute und Wertpapierfirmen, die sicherungspflichtige 
Wertpapierdienstleistungsgeschäfte im Wege des freien Dienstleistungsverkehrs 
erbringen. 

§ 52. Kreditinstitute, Kreditinstitute gemäß § 48 Abs. 2, die in Österreich 
sicherungspflichtige Wertpapierdienstleistungen durchführen, und 
Wertpapierfirmen gemäß § 48 Abs. 3 haben das anlagesuchende Publikum durch 
Zugänglichmachung in den für Verbraucher zugänglichen Geschäftsräumen oder 
auf ihrer Homepage über die für die Anlegerentschädigung geltenden Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes sowie gegebenenfalls über die Vorschriften des 
Herkunftsmitgliedstaates oder des Drittlandes, falls die von einer Zweigstelle eines 
ausländischen Kreditinstitutes oder einer ausländischen Wertpapierfirma 
durchgeführten Wertpapierdienstleistungen nach den Vorschriften dieses 
Drittlandes einem Entschädigungssystem unterliegen, zu informieren. Jedem 
Anleger ist bei Anknüpfung einer Geschäftsverbindung über sicherungspflichtige 
Wertpapierdienstleistungen, spätestens bei Vertragsabschluss, eine Information in 
deutscher Sprache schriftlich und kostenlos auszuhändigen, die in leicht 
verständlicher Form Angaben über das Entschädigungssystem, dem das 
Kreditinstitut oder die Wertpapierfirma angehört, sowie über Höhe und Umfang 
der Deckung enthält. Auf Wunsch des Anlegers sind ihm detaillierte schriftliche 
Informationen über die Anlegerentschädigung kostenlos auszuhändigen. Die 
Verpflichtung zur Aushändigung der vorgenannten Informationen an Anleger gilt 
auch für Kreditinstitute und Wertpapierfirmen, die sicherungspflichtige 
Wertpapierdienstleistungsgeschäfte im Wege des freien Dienstleistungsverkehrs 
erbringen. 
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§ 61. (1) bis (5) … § 61. (1) bis (5) … 

 (6) § 38 Abs. 2 und § 52 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/2019 treten mit 1. Juli 2019 in Kraft. 

 

Artikel 5 
Änderung des Börsegesetzes 

§ 126. Sofern die Geschäftsbedingungen des Börseunternehmens, das einen 
geregelten Markt betreibt, vorsehen, dass dieser geregelte Markt in mehr als ein 
Marktsegment aufgegliedert ist, stehen § 125 Abs. 1 bis 5 einer Anforderung nicht 
entgegen, durch die das Börseunternehmen vom Emittenten des Marktsegments 
mit den höchsten Anforderungen die Veröffentlichung von Quartalsberichten 
verlangt. Die Inhalte, Fristen und sonstige Veröffentlichungsanforderungen sind in 
den Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Börseunternehmens anzugeben. Sie 
dürfen jedoch nicht strenger sein als jene gemäß International Accounting 
Standard 34 (IAS 34). 

§ 126. Sofern die Geschäftsbedingungen des Börseunternehmens vorsehen, 
dass der geregelte Markt in mehr als ein Marktsegment aufgegliedert ist, stehen 
§ 125 Abs. 1 bis 5 einer Anforderung nicht entgegen, durch die das 
Börseunternehmen vom Emittenten des Marktsegments mit den höchsten 
Anforderungen die Veröffentlichung von Quartalsberichten verlangt. Die Inhalte 
und Fristen sowie sonstige Veröffentlichungsanforderungen sind in den 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Börseunternehmens anzugeben. Sie 
dürfen jedoch nicht strenger sein als jene gemäß International Accounting 
Standard 34 (IAS 34). 

§ 181. (1) und (2) … § 181. (1) und (2) … 
 (3) § 126 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2019 tritt mit 

1. Juli 2019 in Kraft. 

Artikel 6 
Änderung des Immobilien-Investmentfondsgesetzes 

§ 34. (1) Die Geschäftsleitung der Kapitalanlagegesellschaft für Immobilien 
hat Fondsbestimmungen aufzustellen, die das Rechtsverhältnis der Anteilinhaber 
zur Kapitalanlagegesellschaft für Immobilien sowie zur Depotbank regeln. Nach 
Zustimmung des Aufsichtsrates der Kapitalanlagegesellschaft für Immobilien sind 
sie der Depotbank zur Zustimmung vorzulegen. Die Fondsbestimmungen bedürfen 
der Bewilligung der Finanzmarktaufsichtsbehörde, sofern es sich nicht um einen 
Immobilienspezialfonds (§ 1 Abs. 3) handelt. Diese Bewilligung ist zu erteilen, 
wenn die Fondsbestimmungen den berechtigten Interessen der Anteilinhaber nicht 
widersprechen. 

§ 34. (1) Die Geschäftsleitung der Kapitalanlagegesellschaft für Immobilien 
hat Fondsbestimmungen aufzustellen, die das Rechtsverhältnis der Anteilinhaber 
zur Kapitalanlagegesellschaft für Immobilien sowie zur Depotbank regeln. Die 
Fondsbestimmungen sind der Depotbank zur Zustimmung vorzulegen und dem 
Aufsichtsrat in der nächstfolgenden Sitzung zur Kenntnis zu bringen. Die 
Fondsbestimmungen bedürfen der Bewilligung der Finanzmarktaufsichtsbehörde, 
sofern es sich nicht um einen Immobilienspezialfonds (§ 1 Abs. 3) handelt. Diese 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Fondsbestimmungen den berechtigten 
Interessen der Anteilinhaber nicht widersprechen. 

(2) … (2) … 
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(3) Die Kapitalanlagegesellschaft für Immobilien darf die 

Fondsbestimmungen mit Zustimmung ihres Aufsichtsrates und mit Zustimmung 
der Depotbank ändern; die Änderung bedarf der Bewilligung der 
Finanzmarktaufsichtsbehörde, sofern es sich nicht um einen 
Immobilienspezialfonds (§ 1 Abs. 3) handelt. Diese Bewilligung ist zu erteilen, 
wenn die Änderung der Fondsbestimmungen den berechtigten Interessen der 
Anteilinhaber nicht widerspricht. Die Änderung ist zu veröffentlichen. Sie tritt mit 
dem in der Veröffentlichung angegebenen Tag, frühestens jedoch drei Monate nach 
der Veröffentlichung, in Kraft. Die Veröffentlichung kann unterbleiben, wenn die 
Änderung der Fondsbestimmungen sämtlichen Anteilinhabern gemäß § 19 
mitgeteilt wird; in diesem Fall gelten die Interessen der Anteilinhaber als 
ausreichend gewahrt und tritt die Änderung mit dem in der Mitteilung angegebenen 
Tag, frühestens jedoch 30 Tage nach Mitteilung an die Anteilinhaber in Kraft. In 
der Satzung der Kapitalanlagegesellschaft für Immobilien kann vorgesehen 
werden, dass bestimmte Änderungen der Fondsbestimmungen nicht der 
Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen; in solchen Fällen ist die Änderung dem 
Aufsichtsrat in der nächstfolgenden Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 

(3) Die Kapitalanlagegesellschaft für Immobilien darf die 
Fondsbestimmungen mit Zustimmung der Depotbank ändern; die Änderung bedarf 
der Bewilligung der Finanzmarktaufsichtsbehörde, sofern es sich nicht um einen 
Immobilienspezialfonds (§ 1 Abs. 3) handelt. Diese Bewilligung ist zu erteilen, 
wenn die Änderung der Fondsbestimmungen den berechtigten Interessen der 
Anteilinhaber nicht widerspricht. Die Änderung ist zu veröffentlichen. Sie tritt mit 
dem in der Veröffentlichung angegebenen Tag, frühestens jedoch drei Monate nach 
der Veröffentlichung, in Kraft. Die Veröffentlichung kann unterbleiben, wenn die 
Änderung der Fondsbestimmungen sämtlichen Anteilinhabern gemäß § 19 
mitgeteilt wird; in diesem Fall gelten die Interessen der Anteilinhaber als 
ausreichend gewahrt und tritt die Änderung mit dem in der Mitteilung angegebenen 
Tag, frühestens jedoch 30 Tage nach Mitteilung an die Anteilinhaber in Kraft. Die 
Änderung der Fondsbestimmungen ist dem Aufsichtsrat in der nächstfolgenden 
Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 

(4) … (4) … 
§ 44. (1) bis (18) … § 44. (1) bis (18) … 

 (19) § 34 Abs. 1 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/2019 tritt mit 1. Juli 2019 in Kraft. 

Artikel 7 
Änderung des Investmentfondsgesetzes 2011 

§ 53. (1) Die Fondsbestimmungen sind von der Verwaltungsgesellschaft 
aufzustellen und regeln das Rechtsverhältnis der Anteilinhaber zur 
Verwaltungsgesellschaft und zur Depotbank. Nach Zustimmung des Aufsichtsrates 
der Verwaltungsgesellschaft sind sie der Depotbank zur Zustimmung vorzulegen. 

§ 53. (1) Die Fondsbestimmungen sind von der Verwaltungsgesellschaft 
aufzustellen und regeln das Rechtsverhältnis der Anteilinhaber zur 
Verwaltungsgesellschaft und zur Depotbank. Die Fondsbestimmungen sind der 
Depotbank zur Zustimmung vorzulegen und dem Aufsichtsrat in der 
nächstfolgenden Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 
(4) Die Verwaltungsgesellschaft darf die Fondsbestimmungen mit 

Zustimmung ihres Aufsichtsrates und mit Zustimmung der Depotbank ändern; die 
(4) Die Verwaltungsgesellschaft darf die Fondsbestimmungen mit 

Zustimmung der Depotbank ändern; die Änderung bedarf der Bewilligung der 
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Änderung bedarf der Bewilligung der FMA. Diese Bewilligung ist zu erteilen, 
wenn die Änderung der Fondsbestimmungen den berechtigten Interessen der 
Anteilinhaber nicht widerspricht. Die Änderung ist gemäß § 136 Abs. 4 zu 
veröffentlichen. Sie tritt mit dem in der Veröffentlichung angegebenen Tag, 
frühestens jedoch drei Monate nach der Veröffentlichung, in Kraft. Die 
Veröffentlichung kann unterbleiben, wenn die Änderung der Fondsbestimmungen 
sämtlichen Anteilinhabern gemäß § 133 mitgeteilt wird; in diesem Fall gelten die 
Interessen der Anteilinhaber als ausreichend gewahrt und tritt die Änderung mit 
dem in der Mitteilung angegebenen Tag, frühestens jedoch 30 Tage nach 
Mitteilung an die Anteilinhaber in Kraft. In der Satzung der 
Verwaltungsgesellschaft kann vorgesehen werden, dass bestimmte Änderungen 
der Fondsbestimmungen nicht der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen; in 
solchen Fällen ist die Änderung dem Aufsichtsrat in der nächstfolgenden Sitzung 
zur Kenntnis zu bringen. 

FMA. Diese Bewilligung ist zu erteilen, wenn die Änderung der 
Fondsbestimmungen den berechtigten Interessen der Anteilinhaber nicht 
widerspricht. Die Änderung ist gemäß § 136 Abs. 4 zu veröffentlichen. Sie tritt mit 
dem in der Veröffentlichung angegebenen Tag, frühestens jedoch drei Monate nach 
der Veröffentlichung, in Kraft. Die Veröffentlichung kann unterbleiben, wenn die 
Änderung der Fondsbestimmungen sämtlichen Anteilinhabern gemäß § 133 
mitgeteilt wird; in diesem Fall gelten die Interessen der Anteilinhaber als 
ausreichend gewahrt und tritt die Änderung mit dem in der Mitteilung angegebenen 
Tag, frühestens jedoch 30 Tage nach Mitteilung an die Anteilinhaber in Kraft. Die 
Änderung der Fondsbestimmungen ist dem Aufsichtsrat in der nächstfolgenden 
Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 

§ 200. (1) bis (26) … § 200. (1) bis (26) … 
 (27) § 53 Abs. 1 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XXX/2019 tritt mit 1. Juli 2019 in Kraft. 
 

Artikel 8 
Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 2016 

§ 120. (1) bis (3) … § 120. (1) bis (3) … 
(4) Versicherungs- und Rückversicherungsunternehmen haben angemessene 

Vertretungsregelungen für Governance-Funktionen und andere 
Schlüsselfunktionen vorzusehen, wobei die Anforderungen gemäß Abs. 3 auf die 
Stellvertreter sinngemäß anzuwenden sind. 

 

(5) … (5) … 

Artikel 9 
Änderung des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes 2017 

§ 87. (1) … § 87. (1) … 
(2) Im Sinne dieses Abschnittes bedeutet (2) Im Sinne dieses Abschnittes bedeutet 



  11 von 13 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. bis 17. …  1. bis 17. … 
 18. „wirtschaftlicher Eigentümer“ ein wirtschaftlicher Eigentümer gemäß § 2 

Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz (WiEReG), BGBl. I 
Nr. 136/2017, und natürliche Personen, in deren Auftrag eine Transaktion 
oder Tätigkeit ausgeführt wird. 

 18. „wirtschaftlicher Eigentümer“ einen wirtschaftlichen Eigentümer gemäß 
§ 2 des Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetzes (WiEReG), BGBl. I 
Nr. 136/2017, und natürliche Personen, in deren Auftrag eine Transaktion 
oder Tätigkeit ausgeführt wird, wobei § 2 Z 1 WiEReG auf börsenotierte 
Gesellschaften nicht anzuwenden ist, deren Wertpapiere zum Handel auf 
einem geregelten Markt in einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
zugelassen sind, oder börsenotierte Gesellschaften aus Drittländern, die 
Offenlegungsanforderungen unterliegen, die dem Unionsrecht 
entsprechen oder mit diesem vergleichbar sind. 

§ 238. (1) und (2) …  § 238. (1) und (2) …  
 (3) § 87 Abs. 2 Z 18 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. XXX/2019 tritt mit 1. Juli 2019 in Kraft. 

Artikel 10 
Änderung des Bilanzbuchhaltungsgesetzes 2014 

§ 43. (1) … § 43. (1) … 
(2) Im Sinne dieses Abschnittes bedeutet (2) Im Sinne dieses Abschnittes bedeutet 

 1. bis 17. …  1. bis 17. … 
 18. „wirtschaftlicher Eigentümer“ ein wirtschaftlicher Eigentümer gemäß § 2 

Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz (WiEReG), BGBl. I 
Nr. 136/2017, und natürliche Personen, in deren Auftrag eine Transaktion 
oder Tätigkeit ausgeführt wird. 

 18. „wirtschaftlicher Eigentümer“ ein wirtschaftlicher Eigentümer gemäß § 2 
des Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetzes (WiEReG), BGBl. I 
Nr. 136/2017, und natürliche Personen, in deren Auftrag eine Transaktion 
oder Tätigkeit ausgeführt wird, wobei § 2 Z 1 WiEReG auf börsenotierte 
Gesellschaften nicht anzuwenden ist, deren Wertpapiere zum Handel auf 
einem geregelten Markt in einem oder mehreren Mitgliedstaaten 
zugelassen sind, oder börsenotierte Gesellschaften aus Drittländern, die 
Offenlegungsanforderungen unterliegen, die dem Unionsrecht 
entsprechen oder mit diesem vergleichbar sind. 

 § 67d. § 43 Abs. 2 Z 18 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/2019 tritt mit 1. Juli 2019 in Kraft. 
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Artikel 11 
Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 

§ 2. (1) bis (5) … § 2. (1) bis (5) … 
(6) Im Sinne dieses Bundesgesetzes (6) Im Sinne dieses Bundesgesetzes 

 1. bis 5. …  1. bis 5. … 
 6. sind „befugte Fachpersonen oder Fachanstalten“ Personen oder 

Einrichtungen 
 6. sind „befugte Fachpersonen oder Fachanstalten“ Personen oder 

Einrichtungen, 
 a) für die Durchführung biologischer, chemischer und physikalischer 

Untersuchungen 
 a) die Beurteilungen von biologischen, chemischen und physikalischen 

Untersuchungen durchführen. Das sind 
 aa) akkreditierte Stellen (Akkreditierungsgesetz, BGBl. 

Nr. 468/1992), 
 aa) akkreditierte Konformitätsbewertungsstellen im Umfang ihrer 

Akkreditierung (Akkreditierungsgesetz 2012, BGBl. I 
Nr. 28/2012, in der jeweils geltenden Fassung), 

 bb) Einrichtungen des Bundes oder eines Bundeslandes oder von 
Körperschaften öffentlichen Rechts, 

 bb) Einrichtungen des Bundes oder eines Bundeslandes oder von 
Körperschaften öffentlichen Rechts, 

 cc) gesetzlich autorisierte Stellen oder  cc) gesetzlich autorisierte Stellen oder 
 dd) Ziviltechniker des einschlägigen Fachgebietes, technische Büros 

des einschlägigen Fachgebietes und chemische Laboratorien, 
 dd) Ziviltechniker des einschlägigen Fachgebietes, technische Büros 

des einschlägigen Fachgebietes und chemische Laboratorien. 
sofern für zu untersuchende Materialien die Teilnahme an 
Laborvergleichstests nach dem Stand der Technik unter 
Berücksichtigung der zu bestimmenden Parameter, der Matrix und der 
Probenahme erfolgt und zusätzlich für bb) bis dd) keine 
Interessenskonflikte vorliegen, nur validierte Methoden verwendet 
werden und ein Qualitätssicherungssystem eingerichtet ist; 

Die unter lit. a genannten Personen oder Einrichtungen sind nur dann 
als befugte Fachperson oder Fachanstalt anzusehen, wenn sie für die 
Beurteilung über die entsprechenden fachlichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten betreffend Probenahmeplanung, Probenahme und 
Beurteilung nach dem Stand der Technik verfügen, ein entsprechendes 
Qualitätssicherungssystem eingerichtet haben und Maßnahmen zur 
Vermeidung von Interessenkonflikten getroffen haben. Sofern die 
befugte Fachperson oder Fachanstalt biologische, chemische und 
physikalische Untersuchungen durchführt, hat sie zusätzlich für die zu 
untersuchenden Materialien an Laborvergleichstests nach dem Stand 
der Technik unter Berücksichtigung der zu bestimmenden Parameter, 
der Matrix und der Probenahme teilzunehmen und nur validierte 
Methoden zu verwenden; 

 b) …  b) … 
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(7) bis (9) … (7) bis (9) … 
§ 91. (1) bis (37) … § 91. (1) bis (37) … 
 (38) § 2 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2019 

tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
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